
Öffentliche Bekanntmachung und Auslegung  

der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans des  

Abwasserverbandes Sasbachtal für das Haushaltsjahr 2025 

 

Bekanntmachung: 
Die Rechtsaufsichtsbehörde hat mir der Verfügung vom 27.11.2024 die Gesetzmäßigkeit der von der 

Verbandversammlung am 22.11.2024 beschlossenen Haushaltssatzung 2025 wie folgt bestätigt: 

 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 

Der Haushaltsplan wird festgesetzt 

1. im Ergebnishaushalt mit den folgenden Beträgen 

1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge 1.449.862 € 

1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen 1.449.862 € 

1.3 Veranschlagtes ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 und 1.2) 0 € 

1.4 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge 0 € 

1.5 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen 0 € 

1.6 Veranschlagtes Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 1.5)  0 € 

1.7 Veranschlagtes Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 und 1.6)  0 € 

2. im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen 

2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.381.912 € 

2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 1.140.112 € 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss /-bedarf des Ergebnishaushalts (Saldo aus 2.1 und 2.2)  241.800 € 

2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 0 € 

2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 196.000 € 

2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf aus 

      Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 2.5)  

-196.000 € 

2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf (Saldo aus 2.3 und 2.6) 45.800 € 

2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 196.000 € 

2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 126.146 € 

2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss /-bedarf aus 

        Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 2.9) 
69.854 € 

2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands, 

        Saldo des Finanzhaushalts (Saldo aus 2.7 und 2.10)  
115.654 € 

 

  



§ 2 Kreditermächtigung 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 196.000 € festgesetzt. 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige 

Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen belasten 

(Verpflichtungsermächtigungen), wird auf 0,00 € festgesetzt. 

§ 4 Kassenkredite 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird auf 289.972 € festgesetzt. 

§ 5 Jahresumlagen 

Die Jahresumlagen der Verbandssatzung werden festgesetzt auf den vorläufigen Gesamtbetrag von 

1.366.812 € festgesetzt. 

davon im Ergebnishaushalt 1.366.812 € 

im Finanzhaushalt 0 € 

Von den Jahresumlagen entfallen auf die Verbandsgemeinden: 

Kommune Betriebskostenumlage 
Afa-Um-

lage 
Zinsumlage Gesamtsumme 

Gemeinde Sasbach 558.278 € 139.100 € 8.258 € 705.636 € 

Gemeinde Sasbachwalden 377.262 € 52.400 € 3.173 € 432.835 € 

Stadt Achern 143.810 € 41.900 € 2.484 € 188.194 € 

Gemeinde Lauf 31.260 € 8.400 € 487 € 40.147 € 

Gesamt 1.110.610 € 241.800 14.402 € 1.366.812 € 

 

§ 6 Stellenplan 

Der dem Haushalt beigefügte Stellenplan ist Bestandteil dieser Haushaltssatzung. 

 

Sasbach den, 22.11.2024  gez. Dijana Opitz 

  Verbandsvorsitzende 

Auslegung 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2025 sind in der Zeit vom 16.12.2024 bis 30.12.2024 bei 

der Verbandsversammlung im Rathaus Sasbach (Kirchplatz 4, 77880 Sasbach), Zimmer 3.5, während 

der üblichen Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. 

  



Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Würt-

temberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 

4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Be-

kanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Abwasserverband Sasbachtal geltend gemacht worden 

ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 

Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sat-

zung verletzt worden sind. 

 


